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Schutz von Ehe und Familie (Teil I)

von RAin Theresia Wolff, Köln

Nach Art. 6 Abs. 1 GG stehen Ehe und Familie unter dem
besonderen Schutz der staatlichen Ordnung. Art. 8 Abs. 1
EMRK gewährt jedermann Anspruch auf Achtung seines
Privat- und Familienlebens, Art. 8 Abs. 2 EMRK verbietet
grundsätzlich Eingriffe der Behörden in dieses Recht. We-
sentliches Ziel des Art. 8 EMRK ist der Schutz des Einzel-
nen vor willkürlicher Einmischung der öffentlichen Ge-
walt in das Privat- und Familienleben. Der Ausschluss
einer Person von einem Land, in dem nahe Angehörige le-
ben, kann das Recht aus Art. 8 Abs. 1 EMRK verletzen
(BVerwG, Urteil vom 27.1.1998 - 1 C 28.96 - InfAuslR
1998, 279 ff.). Art. 8 EMRK geht hinsichtlich des Schutzes
der Familie weiter als Art. 6 Abs.1 GG und ist in besonde-
ren Fällen auch dann zu beachten, wenn die familiäre
Schutzgemeinschaft in einem entfernteren Familienver-
hältnis wahrgenommen wird (VG Saarland, Beschluss
vom 11.10.2000 - 1 F 58/00.A - 8 S., R9537).

Bei der Entscheidung über den Aufenthalt eines Aus-
länders hat die zuständige Behörde die sich aus diesen Vor-
schriften ergebende staatliche Schutzpflicht zu beachten.
Das Ausländergesetz trägt dem verfassungsrechtlichen
Schutzgebot für Ehe und Familie insbesondere durch die
Regelungen über den Familiennachzug Rechnung. Daraus
kann jedoch nicht geschlossen werden, dass nur im Rah-
men dieser einfach gesetzlichen Vorschriften die Herstel-
lung und Wahrung einer familiären Lebensgemeinschaft
zwischen einem Ausländer und seinen in Deutschland le-
benden Familienangehörigen zu gewährleisten sei. Die
Vorschriften des Ausländerrechtes sind vielmehr in einer
Weise auszulegen, in der sie Art. 6 GG ausreichend Rech-
nung tragen.

Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung verpflichtet
die in Art. 6 GG enthaltene wertentscheidende Grundsatz-
norm die Ausländerbehörde, bei der Entscheidung über
aufenthaltsbeendende Maßnahmen die familiäre Bindung
des den Aufenthalt begehrenden Ausländers an Personen,
die sich berechtigterweise im Bundesgebiet aufhalten,
pflichtgemäß – entsprechend dem Gewicht dieser Bindun-
gen – in ihren Erwägungen zur Geltung zu bringen. Es ist
grundsätzlich eine Betrachtung des Einzelfalles geboten,
bei der auf der einen Seite die tatsächlichen familiären Bin-
dungen und auf der anderen Seite aber auch die sonstigen
Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen sind
(BVerwG, Urteil vom 9.12.1997 - 1 C 19.96 - InfAuslR
1998, 213 ff.; BVerfG, Beschluss vom 31.8.1999 - 2 BvR
1523/99 - InfAuslR 2000, 67 ff. und Beschluss vom 30.1.
2002 - 2 BvR 231/00 - ASYLMAGAZIN 6/2002, S. 37). Im
Rahmen von § 55 Abs. 2 AuslG ist deshalb ein zwingender
Duldungsgrund anzunehmen, wenn ansonsten der verfas-

sungsrechtlichen Schutzpflicht für Ehe und Familie nicht
hinreichend Rechnung getragen würde.

Die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung an Fami-
lienangehörige Deutscher oder ausländischer bleibebe-
rechtigter Ausländer ist nur nach Maßgabe des § 17 Abs. 1
AuslG möglich; es muss also die Herstellung oder Wah-
rung der familiären Lebensgemeinschaft beabsichtigt sein.
Demnach kommt es für die Gewährung eines (weiteren)
Aufenthaltes nicht auf das formale Bestehen einer Ehe
oder eines Eltern-Kind-Verhältnisses, sondern auf das Be-
stehen oder die beabsichtigte Aufnahme einer familiären
Lebensgemeinschaft an. Ausnahmsweise kann die Schutz-
funktion des Art. 6 GG bereits im Vorfeld einer Eheschlie-
ßung zum Tragen kommen, wenn ansonsten die Ehe-
schließungsfreiheit beeinträchtigt wäre.

Nachfolgend werden zunächst die Anforderungen dar-
gestellt, die an das Bestehen einer schutzwürdigen familiä-
ren Lebensgemeinschaft gestellt werden. Teil II, der in der
nächsten Ausgabe des ASYLMAGAZINs erscheint, setzt
sich mit den aufenthaltsrechtlichen Folgen einer Einreise
unter Verstoß gegen die Visumsvorschriften unter Berück-
sichtigung des Schutzes von Ehe und Familie auseinander.
Außerdem behandelt er die Aufenthaltsgewährung an Fa-
milienangehörige von Ausländern, die sich ohne verfestig-
tes Bleiberecht oder geduldet in Deutschland aufhalten.

1. Verlöbnis/Eheschließungsfreiheit

Ausländer halten sich häufig viele Jahre in Deutschland
auf, bevor sie – z. B. durch negativen Ausgang eines Asyl-
verfahrens – ausreisepflichtig werden. Während dieses
langjährigen Aufenthaltes kommt es nicht selten zu Bezie-
hungen mit deutschen Partnern. Eine Eheschließung wird
hierbei in vielen Fällen dadurch verhindert bzw. erheblich
verzögert, dass die Beschaffung der für den Ausländer zur
Heirat benötigten Dokumente erhebliche Schwierigkeiten
bereitet. Hier stellt sich die Frage, ob die zwangsweise
Durchsetzung der Ausreisepflicht im Hinblick auf das
Verlöbnis zu unterbleiben hat.

In der Rechtsprechung ist allgemein anerkannt, dass al-
lein das Bestehen eines Verlöbnisses nicht – über die durch
Art. 6 Abs. 1 GG gewährleistete Eheschließungsfreiheit –
einen Duldungsanspruch vermittelt. Die Eheschließungs-
freiheit ist insoweit regelmäßig gewahrt, wenn einem Aus-
länder das kurzfristige Betreten des Bundesgebiets zum
Zwecke der Eheschließung ermöglicht wird; erst nach der
Eheschließung hat der Ausländer gegebenenfalls einen An-
spruch darauf, die Ehe im Bundesgebiet zu führen.

Andererseits verbietet das Grundrecht des Art. 6 Abs. 1
GG jegliche nachteiligen Einwirkungen staatlicher Stellen
auf die Bereitschaft zur Eheschließung und garantiert da-
mit den ungehinderten Zugang zur Ehe. Dies schließt ein,
dass die Eheschließung nicht gefährdet werden darf. Unter
diesem Gesichtspunkt geht die Rechtsprechung davon aus,
dass bei beabsichtigter Eheschließung mit einem Deut-
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schen oder einem bleibeberechtigten Ausländer die Ertei-
lung einer Duldung in Betracht kommt.

Hierbei werden an den Nachweis der Eheschließungs-
absicht zunehmend strengere Anforderungen gestellt.
Während das BVerwG in einem Beschluss vom 17.11.1994
davon ausging, einem Ausländer dürfe der weitere (lang-
fristige) Aufenthalt auch im Fall eines Verlöbnisses mit ei-
ner Deutschen jedenfalls dann verwehrt werden, wenn der
Zeitpunkt der beabsichtigten Eheschließung völlig unge-
wiss sei (BVerwG, Beschluss vom 17.11.1994 - 1 B 224.94 -
InfAuslR 1995, 150 f.), ist es inzwischen herrschende Mei-
nung, dass die Duldung erst dann in Betracht kommt,
wenn die Eheschließung unmittelbar bevorsteht (vgl. hier-
zu z. B. VGH Hessen, Beschluss vom 19.11.1993 - 12 TG
2539/93 - InfAuslR 1993, 102; VG Cottbus, Beschluss vom
29.10.2002 - 3 L 621/02 - 6 S., M2774). Dies soll regelmä-
ßig erst dann der Fall sein, wenn das erforderliche Ehefä-
higkeitszeugnis für Ausländer vorliegt oder eine Befreiung
hiervon erteilt wurde und der Termin zur Eheschließung
bestimmt ist (VG Gera, Beschluss vom 17.12.2002 - 4 E
2358/02 GE - 7 S., M3080).

Umstritten ist, ob eine beabsichtigte unmittelbar be-
vorstehende Eheschließung mit Blick auf Art. 6 GG über-
haupt einen rechtlichen Hinderungsgrund für die
Abschiebung im Sinne des § 55 Abs. 4 AuslG darstellt oder
ob dieser Umstand nur als dringender persönlicher Grund
bei einer Ermessensentscheidung über die Erteilung einer
Duldung nach § 55 Abs. 3 AuslG Eingang finden kann (vgl.
zum Meinungsstand VG Frankfurt/Oder, Beschluss vom
27.10.1998 - 3 L 883/98 - InfAuslR 1999, 33 f.).

2. Eheliche Lebensgemeinschaft

Die Grundlage der einschlägigen Regelungen des Auslän-
dergesetzes über Aufenthaltserlaubnisse für ausländische
Ehegatten ist, dass diese zur Führung der Ehe gemäß ihren
Vorstellungen darauf angewiesen sind, sich wie der jewei-
lige Ehepartner im Bundesgebiet aufzuhalten. Daran fehlt
es beim Vorliegen einer sog. Scheinehe oder Zweckehe.

Auf den Aufenthalt im Bundesgebiet ist der Ausländer
ferner nicht mehr angewiesen, wenn die Beziehung der
Eheleute auseinander gegangen ist oder sich so weit redu-
ziert hat, dass sie sich nicht mehr in gemeinsamer Lebens-
führung Beistand leisten, sondern einander ohne Lebens-
gemeinschaft lediglich begegnen (OVG Mecklenburg- Vor-
pommern, Beschluss vom 22.6.2000 - 3 M 35/00 - InfAuslR
2001, 128 ff.).

Für die Annahme einer sog. Scheinehe reicht es nicht
aus, wenn nur einer der beiden Ehegatten entsprechende
Vorstellungen gehabt hat oder wenn der Zweck der Ehe
zwar auch, aber nicht ausschließlich die Verschaffung des
Aufenthaltstitels gewesen ist. Dass die Verschaffung eines
Aufenthaltsrechts nach den Vorstellungen beider Ehepart-
ner ausschließlich Zweck der Ehe gewesen sein soll, muss
mit der erforderlichen Sicherheit feststehen (OVG Schles-

wig-Holstein, Beschluss vom 15.11.2002 - 11 M 3199/00 -
InfAuslR 2001, 82 f.).

Allein das Innehaben zweier Wohnungen spricht weder
für das Vorliegen einer Scheinehe noch für eine bloße Be-
gegnungsgemeinschaft. Der Begriff der Lebensgemein-
schaft in den Vorschriften des Ausländergesetzes ist im
Hinblick auf Art. 6 GG zu interpretieren. Die Verfassungs-
norm schützt die höchstpersönliche Beziehung der Ehe-
leute, die sich rechtlich zu gemeinsamer Lebensführung
miteinander verbunden haben. Wie Partner einer Ehe je-
weils ihre gemeinsame Lebensführung ausgestalten, wie
sie sich Bereiche vorbehalten, in denen sie sich auf sich
selbst zurückziehen und sich von dem anderen abschlie-
ßen, steht in ihrer Verantwortung. Ein Anspruch auf Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis zur Wahrung der Ehe
besteht daher auch, wenn die Eheleute ihre höchstpersön-
liche Beziehung so ausgestalten, dass sie aus plausiblen
Gründen nicht in einer Wohnung gemeinsam leben. Das
Leben in einer Wohnung ist zwar für eine eheliche Lebens-
gemeinschaft typisch, unter dem Aspekt, ob Eheleute zur
gemeinsamen Gestaltung ihrer Beziehung auf das persön-
liche Zusammensein mit dem Partner angewiesen sind, ist
es aber nicht mehr als ein – allerdings bedeutsames – Indiz.
In Anwendung dieser Grundsätze hielt das OVG Meck-
lenburg-Vorpommern es im zu entscheidenden Fall für
plausibel, dass die räumliche Trennung der Eheleute gera-
de nicht dazu diene, sich wechselseitig aus der Ehe zu lö-
sen. Vielmehr leuchte ein, dass diese Form der Beziehung,
die es der Betreffenden erlaube, den Ehemann der Woh-
nung zu verweisen, wenn er intensiv dem Alkohol zuge-
sprochen habe, notwendig und geeignet sei, die Erhaltung
der Ehe zu gewährleisten (OVG Mecklenburg-Vorpom-
mern, Beschluss vom 22.6.2000 - 3 M 35/00 - InfAuslR
2001, 128 ff.).

Das OVG Schleswig-Holstein stellte in diesem Zusam-
menhang fest, es sei weder Sache der Ausländerbehörde
noch der Gerichte, Eheleuten die Art ihres ehelichen Zu-
sammenlebens vorzuschreiben. Allerdings verursache die
Entscheidung, in getrennten Wohnungen zu leben, wovon
keine als Familienmittelpunkt anzusehen sei, einen erhöh-
ten Erklärungsbedarf dafür, dass trotzdem eine eheliche
Lebensgemeinschaft vorliege. Berufliche Gründe könnten
insoweit eine ausreichende Erklärung darstellen (OVG
Schleswig-Holstein, Beschluss vom 15.11.2002 - 11 M 319
9/00 - InfAuslR 2001, 82 f.).

Auch eine Eheschließung im Ausland mit einem Aus-
länder, zu dem eine Beziehung vor der Eheschließung nur
in Form des Austausches von Fotos und Erzählungen
Dritter über die betreffende Person bestand, begründet
nicht zwingend die Annahme einer Zweckehe. Das VG
Berlin stellte in einem Eilverfahren, in dem es um Ertei-
lung eines Visums ging, klar, es sei zwar sicher nicht der
Regelfall, allein aufgrund eines Fotos und/oder von Erzäh-
lungen über die betreffende Person bereits die Heiratspa-
piere zu besorgen und in das Land, in dem der/die Auser-
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wählte lebe, zu reisen, um ggf. dort zu heiraten. Dies sei je-
doch auch die Praxis zahlreicher Ehevermittlungsinstitute,
bei der durchaus echte Lebensgemeinschaften zustande
kämen (VG Berlin, Beschluss vom 1.2.2002 - VG 24 A 2.02
- ASYLMAGAZIN 6/2002, S. 38).

Das OVG Berlin sah in einem ähnlich gelagerten Fall
ebenfalls keinen Anlass, eine Scheinehe anzunehmen. Die
Darlegung, wie der Kontakt zu dem noch im Ausland le-
benden Partner zustande gekommen sei und gepflegt wer-
de, müsse mangels entgegenstehender Anhaltspunkte
ausreichen, um die ernsthafte Absicht der Führung einer
ehelichen Lebensgemeinschaft zu bejahen. Es sei in derar-
tigen Fällen auch zu berücksichtigen, dass die Ehegatten
vor der Einreise des nachzugswilligen Ehepartners noch
gar keine Gelegenheit gehabt hätten, die behauptete Ab-
sicht des Zusammenlebens in Deutschland unter Beweis
zu stellen (OVG Berlin, Beschluss vom 19.7.2000 - OVG 8
SN 175.00 - InfAuslR 2001, 81 f.).

3. Familiäre Lebensgemeinschaft mit Kindern

Ebenso wie bei der Bewertung einer Ehe stellt das Auslän-
dergesetz auch bei Eltern-Kind-Verhältnissen nicht auf das
formale Bestehen eines familienrechtlichen Verhältnisses,
sondern auf das tatsächliche Bestehen einer familiären Le-
bensgemeinschaft ab. Dies ergibt sich aus § 17 Abs. 1
AuslG, der für alle auf die Familie bezogenen aufenthalts-
rechtlichen Regelungen zu berücksichtigen ist und wo-
nach die Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des nach Art. 6
GG gebotenen Schutzes von Ehe und Familie für die Her-
stellung und Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft
im Bundesgebiet erteilt und verlängert werden kann.

Das Bundesverwaltungsgericht stellte zum Vorliegen
einer derartigen familiären Lebensgemeinschaft fest, der
Begriff der familiären Lebensgemeinschaft i.S.d. § 17
Abs. 1 AuslG fordere nicht unbedingt eine häusliche Ge-
meinschaft. Eine familiäre Lebensgemeinschaft werde aber
in der Regel durch eine gemeinsame Lebensführung je-
denfalls in der Form der Beistandsgemeinschaft zwischen
erwachsenen Angehörigen und der Erziehungsgemein-
schaft zwischen erwachsenen und minderjährigen Ange-
hörigen gekennzeichnet sein und einen Lebensmittel-
punkt besitzen; zur Entfaltung eines gemeinsamen Lebens
gehöre im allgemeinen eine gemeinsame Wohnung. Leb-
ten die Familienmitglieder dagegen getrennt, so bedürfe es
zusätzlicher Anhaltspunkte, um gleichwohl eine familiäre
Lebensgemeinschaft annehmen zu können. Solche Anhalts-
punkte könnten im Verhältnis zwischen einem Vater und
seinem Kind etwa in intensiven Kontakten, gemeinsam
verbrachten Ferien, der Übernahme eines nicht unerheb-
lichen Anteils an der Betreuung und der Erziehung des
Kindes oder in sonstigen vergleichbaren Beistandsleistun-
gen liegen, die geeignet seien, das Fehlen eines gemeinsa-
men Lebensmittelpunktes weitgehend auszugleichen
(BVerwG, Urteil vom 9.12.1997 - 1 C 16.96 - InfAuslR
1998, 272 ff.).

Durch das Kindschaftsreformgesetz vom 16.12.1997
wurde die gemeinsame elterliche Sorge auch über die Auf-
hebung der ehelichen Lebensgemeinschaft hinaus zum
Regelfall erhoben sowie für nichteheliche Kinder als mög-
liche Form der familiären Verbundenheit zur Verfügung
gestellt. Daneben ist auch das Umgangsrecht neu geregelt
worden. Das Kind hat das Recht auf Umgang mit jedem
Elternteil; jeder Elternteil ist entsprechend zum Umgang
mit seinem Kind verpflichtet und berechtigt (§ 1684
BGB).

Durch diese Gesetzesänderung hat sich nach einhelli-
ger Auffassung der Rechtsprechung an der Voraussetzung
des Bestehens einer familiären Lebensgemeinschaft nichts
geändert. Die bloße formale Inhaberschaft des Sorgerech-
tes reicht ebenso wie das bloße Bestehen eines Umgangs-
rechtes (auch des Kindes) nicht aus, um aufenthaltsrecht-
lich schutzwürdige Beziehungen zu bejahen (OVG Rhein-
land-Pfalz, Beschluss vom 10.4.2000 - 10 B 10369/00.OVG
- InfAuslR 2000, 388 ff.; VGH Baden-Württemberg, Be-
schluss vom 30.11.2001 - 11 S 1700/01 - 9 S., M2217; VGH
Baden-Württemberg, Beschluss vom 5.8.2002 - 1 S 1381/
201 - 16 S., M3106; OVG Niedersachsen, Beschluss vom
19.4.2000 - 11 M 1343/00 - InfAuslR 2000, 392 ff.).

So betonte etwa das OVG Rheinland-Pfalz, wenn der
Elternteil mit dem Kind nicht in häuslicher Gemeinschaft
lebe, setze das Tatbestandsmerkmal der Ausübung der
Personensorge voraus, dass der Elternteil tatsächlich in ei-
ner Weise für die Person des Kindes sorge, wie es für die
(gemeinsame) Sorge durch einen Elternteil, der nicht mit
dem Kind zusammenlebt, vorgesehen sei. Das Tatbe-
standsmerkmal der familiären Lebensgemeinschaft sei in
diesem Fall nur erfüllt, wenn der tatsächlich gepflegte
Umgang mit dem Kind über eine reine Begegnungsge-
meinschaft hinausgehe und zu einer persönlichen Verbun-
denheit mit dem Kind geführt habe – oder Ausdruck einer
solchen Verbundenheit sei –, auf deren Aufrechterhaltung
das Kind zu seinem Wohl angewiesen sei, wenn mithin ein
Eltern-Kind-Verhältnis bestehe, das sich in seiner Intensi-
tät dem bei einem gemeinsamen Lebensmittelpunkt annä-
here (OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 10.4.2000 -
10 B 10369/00.OVG - InfAuslR 2000, 388 ff.).

Das Bundesverfassungsgericht führte zu der Frage,
welche Kriterien bei der Bewertung einer schützenswerten
Eltern-Kind-Beziehung zu berücksichtigen sind, grund-
sätzlich aus, die Versagung einer Aufenthaltserlaubnis und
die Einleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen könne
jedenfalls dann unbedenklich sein, wenn keine Lebensver-
hältnisse bestehen, die einen über die Aufrechterhaltung
einer Begegnungsgemeinschaft hinaus gehenden familien-
rechtlichen Schutz angezeigt sein ließen. Besondere Le-
bensverhältnisse lägen etwa vor, wenn ein Kind auf die
dauerhafte Anwesenheit eines nicht sorgeberechtigten El-
ternteils in seiner unmittelbaren Nähe angewiesen sei. In
diesem Zusammenhang komme es nicht darauf an, ob eine
Hausgemeinschaft vorliege. Ebenso unerheblich sei, ob die
Betreuung auch von anderen Personen, z. B. der Mutter er-
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bracht werden könne, weil der spezifische Erziehungsbei-
trag des Vaters nicht schon durch die Betreuungs-
leistungen der Mutter entbehrlich werde, sondern eigen-
ständige Bedeutung für die Entwicklung des Kindes haben
könne. Bei der vorzunehmenden Bewertung der familiä-
ren Beziehungen verbiete sich eine schematische Einord-
nung und Qualifizierung entweder als aufenthaltsrechtlich
grundsätzlich schutzwürdige Lebens- und Erziehungsge-
meinschaft oder Beistandsgemeinschaft oder aber als blo-
ße Begegnungsgemeinschaft ohne aufenthaltsrechtliche
Schutzwirkungen, zumal auch der persönliche Kontakt
mit dem Kind in Ausübung eines Umgangsrechtes unab-
hängig vom Sorgerecht Ausdruck und Folge des natürli-
chen Elternrechts und der damit verbundenen Eltern-
verantwortung sei und daher unter dem Schutz des Art. 6
Abs. 2 S. 1 GG stehe. Der Senat ließ offen, inwieweit die
durch das Kindschaftsreformgesetz bewirkten Verände-
rungen der familienrechtlichen Rahmenbedingungen mög-
licherweise mit einer auch verfassungsrechtlich erhebli-
chen Modifikation des Leitbilds der Familie in Art. 6 GG
korrespondieren und welche Auswirkungen dies auf den
Inhalt der staatlichen Schutzpflichten des Art. 6 GG im
Zusammenhang mit aufenthaltsrechtlichen Maßnahmen
habe. Insbesondere könne dahinstehen, ob der gemeinsa-
men Sorgeerklärung – auch im Hinblick auf die grundsätz-
lich von Behörden und Gerichten zu respektierende
Elternautonomie – eine eigenständige Bedeutung etwa im
Sinne einer Vermutung für die Begründung schützens-
werter familiärer Beziehungen beider Eltern zu ihren Kin-
dern zuzumessen sei (BVerfG, Beschluss vom 30.1.2002 -
2 BvR 231/00 - ASYLMAGAZIN 6/2002, S. 37).

Der VGH Baden-Württemberg stellte hierzu fest, die
Anforderungen an das Bestehen einer Beistandsgemein-
schaft würden nunmehr allerdings geprägt durch das mit
der Gesetzesänderung zum Ausdruck gebrachte neue Leit-
bild der Familie. In diesem Zusammenhang wies der Senat
darauf hin, aus der insoweit durch das Kindschaftsreform-
gesetz geschaffenen erheblichen Veränderung der Rechts-
wirklichkeit für die Eltern-Kind-Beziehung könne nicht
schon unmittelbar und ohne Rücksicht auf die tatsächliche
Ausgestaltung der Beziehung der Familienmitglieder un-
tereinander darauf geschlossen werden, dass sich die El-
tern-Kind-Beziehung nach Aufgabe der häuslichen Ge-
meinschaft tatsächlich entsprechend dem Leitbild des Ge-
setzgebers gestaltet. Allerdings habe sich durch die neue
Gesetzeslage das Leitbild der Familie dahingehend geän-
dert, dass jedenfalls für personensorgeberechtigte Auslän-
der die Bejahung einer solchen familiären Lebensgemein-
schaft nicht mehr in erster Linie vom Bestehen einer häus-
lichen Gemeinschaft abhängig gemacht werden könne. Es
komme nunmehr entscheidend darauf an, ob zwischen
dem Ausländer und seinem Kind auf Grund des gepflegten
persönlichen Umgangs ein Eltern-Kind-Verhältnis beste-
he, das von der nach außen manifestierten Verantwortung
für die leibliche und seelische Entwicklung des Kindes ge-
prägt sei. Der ausländische Elternteil müsse die entspre-

chenden Elternfunktionen tatsächlich auch wahrnehmen
und regelmäßig bestimmte (nicht unbeträchtliche) Zeiten
zusammen mit dem Kind verbringen (VGH Baden-Würt-
temberg, Beschluss vom 5.8.2002 - 1 S 1381/01 - 16 S.,
M3106).

Das OVG Niedersachsen vertrat die Auffassung, aus
der Neufassung des Umgangsrechts sei ausländerrechtlich
zu schließen, dass auch weiterhin eine reine Begegnungs-
gemeinschaft zwischen dem ausländischen Elterteil und
seinem minderjährigen deutschen Kind nicht als familiäre
Lebensgemeinschaft im Sinne von § 23 Abs. 1 2. Halbs.
i.V.m. § 17 Abs. 1 AuslG anzusehen sein dürfte. Anderer-
seits könne die nunmehr gestiegene Bedeutung des Um-
gangsrechts auf die Auslegung der maßgeblichen auslän-
derrechtlichen Regelungen nicht ohne Einfluss bleiben
(OVG Niedersachsen, Beschluss vom 19.4.2000 - 11 M
1343/00 - InfAuslR 2000, 392 ff.)

Sowohl die Aufklärung der tatsächlichen Lebensver-
hältnisse als auch die rechtliche Bewertung, ob es sich um
eine Beziehung handelt, die dem Wesen einer familiären
Lebensgemeinschaft entspricht, dürfte im Einzelfall nicht
unerhebliche Probleme bereiten. Das BVerfG stellte hier-
zu fest, e0ine verantwortungsvoll gelebte und dem Schutz-
zweck des Art 6 GG entsprechende Eltern-Kind-Gemein-
schaft lasse sich nicht nur quantitativ etwa nach Datum
und Uhrzeit des persönlichen Kontakts oder genauem In-
halt der einzelnen Betreuungshandlungen bestimmen.
Die Forderung nach Erfüllung objektiv messbarer Betreu-
ungsleistungen lasse die in Art. 6 Abs. 2 GG gewährleistete
und vom Staat zu respektierende Autonomie der Eltern bei
der konkreten Umsetzung ihrer elterlichen Pflichten und
Rechte und der Ausgestaltung der gemeinsam getragenen
Elternverantwortung außer Acht. Hinzu komme, dass die
Entwicklung eines Kindes nicht nur durch quantifizierba-
re Betreuungsbeiträge der Eltern, sondern auch durch die
geistige und emotionale Auseinandersetzung geprägt wer-
de. Die Anforderungen an die Darlegungslast des ausländi-
schen Elternteils dürften nicht überspannt werden (BVerfG,
Beschluss vom 30.1.2002, a.a.O.).

Das OVG Niedersachsen wies darauf hin, in Fällen, in
denen Unklarheit über Umfang und Intensität der Kon-
takte des Betroffenen zu seinem Kind bestehe, dürfe sich
die Ausländerbehörde nicht einseitig und vorrangig auf
Aussagen der geschiedenen Kindesmutter verlassen. Auch
Jugendamtsberichte, die ohne vorherigen persönlichen
Kontakt zum Kindesvater erstellt worden seien, hätten in-
soweit nur eine eingeschränkte Beweiskraft. Da darüber
hinaus das Vorbringen der Kindesmutter teilweise wider-
sprüchlich gewesen sei, hätte in diesem Falle eine persönli-
che Anhörung des Betroffenen nahegelegen (OVG
Niedersachsen, Beschluss vom 19.4.2000 - 11 M 1343/00 -
InfAuslR 392 ff.).

Im Einzelnen wurde das Bestehen einer schützenswer-
ten familiären Lebensgemeinschaft z. B. bejaht in einem
Fall, in dem regelmäßige und mit zahlreichen Unterneh-
mungen verbundene 14-tägliche Wochenendbesuche des
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Kindes beim Vater, daneben bestehende häufige Telefon-
kontakte, gemeinsam verbrachte Ferien sowie Einzelfälle
von Versorgung und Betreuung des Kindes im Krankheits-
falle vorlagen. Dies spreche insgesamt dafür, dass der Vater
einen eigenen Erziehungsbeitrag erbringe, der eine eigen-
ständige Bedeutung für die Entwicklung des Kindes habe.
Zwar entsprächen die Verhältnisse nicht dem gesetzgebe-
rischen Leitbild von einer Erziehungsgemeinschaft der El-
tern. Unter Beachtung der Elternautonomie stehe aber
fest, dass jeder Elternteil die ihm zukommende Eltern-
funktion unter gegenseitiger Respektierung tatsächlich
wahrnehme und das Verhältnis der geschiedenen Eheleute
nicht der Art sei, dass Absprachen und ein gewisses Maß an
Kooperation in Angelegenheiten des Kindes nicht möglich
seien (VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 5.8.2002 - 1
S 1381/01 - 16 S., M3106).

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof würdigte inso-
weit positiv, dass der Kindesvater seit der Geburt des Kin-
des darum gekämpft habe, für dieses zu sorgen und mehr
Verantwortung übernehmen zu können. Er habe zügig die
Vaterschaft und die Unterhaltspflicht anerkannt. Er habe
Kontakt zu seinem Kind gepflegt und sich auch gerichtlich
um Ausweitung seines Besuchsrechtes bemüht. Auch da-
durch, dass er das Kind nunmehr jedenfalls für eine gewis-
se Zeit im Haushalt der Pflegefamilie belassen wolle, zeige
er diesem gegenüber Pflichtbewusstsein (BayVGH, Be-
schluss vom 2.7.1999 - 10 CE 99.968 - ASYLMAGAZIN
9/1999, S. 30).

Hingegen kam das OVG Rheinland-Pfalz zu dem Er-
gebnis, dass trotz des von Seiten des getrenntlebenden Va-
ters betriebenen Umgangsverfahrens aufgrund der unre-
gelmäßigen Ausübung des Besuchsrechtes und der aus-
bleibenden Unterhaltszahlungen, weder von einer Aus-
übung der Personensorge noch vom Bestehen einer fami-
liären Lebensgemeinschaft gesprochen werden könne
(OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 10.4.2000 - 10 B
10369/00.OVG - InfAuslR 2000, 388 ff.).

Das VG Frankfurt a.M. vertrat die Auffassung, die
14-täglichen Besuchskontakte sowie gelegentliche Tele-
fon- und Briefkontakte zu der Kindesmutter reichten
nicht aus, um eine Annäherung an eine echte El-
tern-Kind-Beziehung zu bejahen. Der Kindesvater leiste
keinen echten Anteil an der Betreuung, Versorgung und
Erziehung des Kindes. Insoweit sei das Kind für sein Wohl
nicht auf die dauerhafte Anwesenheit des Vaters in
Deutschland angewiesen. Hieran ändere auch der Um-
stand nichts, dass der Kontakt zum Vater für das Kind im
Hinblick auf seine Hautfarbe sich möglicherweise persön-
lichkeitsstärkend auswirke (VG Frankfurt a.M., Beschluss
vom 7.10.2002 - 1 G 2785/02 (V) - 5 S., M2625).

Das OVG Berlin ging in einem Fall, in dem sich der
Kontakt zwischen einem ausländischen Vater und seinem
nichtehelichen deutschen Kind auf einen Umgangsrechts-
kontakt beschränkte, der etwa einmal monatlich für zwei
Stunden ausgeübt wurde, davon aus, dass es sich um eine

reine Begegnungsgemeinschaft handele (OVG Berlin, Be-
schluss vom 24.2.2003 - OVG 8 S 46.03 - 4 S., M3309).

Durch Art. 6 GG und Art. 8 EMRK wird nicht nur das
Recht geschützt, eine gegenwärtig praktizierte familiäre
Beziehung weiterzuführen, sondern auch, sich die Mög-
lichkeit der familiären Beziehung zu seinem Kind (wieder)
zu erstreiten. Daher darf ein Betroffener nicht durch seine
Abschiebung während des laufenden familiengerichtli-
chen Rechtsstreits daran gehindert werden, seine Rechte
z. B. durch persönliche Vorsprachen geltend zu machen.
Beim umgangsrechtlichen Verfahren muss dem Betref-
fenden die Möglichkeit verbleiben, sich durch die Teil-
nahme an einer Anhörung für seine Interessen einzu-
setzen. Dies kann nicht im Wege einer Anhörung durch ei-
nen ersuchten Richter im Heimatland ersetzt werden, zu-
mal es gerade im umgangsrechtlichen Verfahren auf den
persönlichen Eindruck des erkennenden Gerichts von
dem Elternteil ankommt (VG Hamburg, Beschluss vom
11.12.2002 - 16 VG 5205/02 - ASYLMAGAZIN 4/2003,
S. 41).

4. Erwachsenenadoption

Eine Erwachsenenadoption begründet eine Familie, die in
ihrem verfassungsrechtlichen Kern in aller Regel auf eine
Begegnungsgemeinschaft angelegt ist und deshalb durch
wiederholte Besuche, durch Brief- und Telefonkontakte
sowie durch Zuwendungen aufrecht erhalten werden
kann. Die Versagung der Aufenthaltserlaubnis aus einwan-
derungspolitischen Gründen ist hier im Hinblick auf Art. 6
Abs. 1 GG jedenfalls dann unbedenklich, wenn keine Le-
bensverhältnisse bestehen, die einen über die Aufrechter-
haltung der Begegnungsgemeinschaft hinausgehenden fa-
milienrechtlichen Schutz angezeigt erscheinen lassen.
Solche weitergehenden Schutzwirkungen können sich aus
Art. 6 Abs. 1 GG ergeben, wenn einer der Betroffenen auf
die Lebenshilfe des anderen Familienmitglieds angewiesen
ist und sich diese Hilfe nur in der Bundesrepublik
Deutschland erbringen lässt. Unter diesen Voraussetzun-
gen erfüllt die Familie im Kern die Funktion einer Bei-
standsgemeinschaft. Kann der Beistand nur in Deutsch-
land geleistet werden, weil einem beteiligten Familien-
mitglied ein Verlassen der Bundesrepublik nicht zumutbar
ist, so drängt die Pflicht des Staates, die Familie zu schüt-
zen, regelmäßig einwanderungspolitische Belange zurück
(BVerfG, Beschluss vom 25.10.1995 - 2 BvR 901/95 -
DVBl. 1996, 195 f.).

In Anwendung dieser Grundsätze kam das VG Würz-
burg in einem Falle zur Annahme einer Beistandsgemein-
schaft, in dem der Betreffende seinen erkrankten Adoptiv-
eltern in erheblichen Maße zur Seite gestanden hatte. Es
hielt in diesem Zusammenhang für unerheblich, dass die
Unterstützungstätigkeiten nicht im Rahmen einer höchst-
persönlichen Verpflichtung erbracht worden seien, son-
dern auch von anderen Personen hätten erledigt werden
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können (VG Würzburg, Beschluss vom 17.7.2000 - W 9 E
00.616 - ASYLMAGAZIN 11/2000, S. 27).

Der VGH Baden-Württemberg ging davon aus, es kön-
ne im Hinblick auf Art. 6 Abs. 1 GG und Art. 8 EMRK ein
zwingendes Abschiebungshindernis anzunehmen sein,
wenn es sich um die Fortführung einer familiären Lebens-
gemeinschaft handele, die der Ausländer schon als Min-
derjähriger mit seinen späteren Adoptiveltern begründet
habe. Der Senat betonte, Voraussetzung für diese Schutz-
gewährung sei nicht, dass dem Betreffenden aufgrund be-
sonderer individueller Defizite – etwa wegen Pflegebe-
dürftigkeit oder psychischer Not – ein eigenständiges Le-
ben schlechthin nicht angesonnen werden könne. Es ge-
nüge das Vorliegen familiärer Beziehungen, die über eine
bloße Begegnungsgemeinschaft weit hinausgingen. Hier-
bei sei entscheidend in Rechnung zu stellen, dass diese Be-

ziehungen zu einem Zeitpunkt begründet worden seien,
als der Betreffende nach dem Verlust der Eltern im Her-
kunftsland als Minderjähriger in besonderem Maße
schutzbedürftig gewesen sei. Inzwischen sei er zwar 19
Jahre alt und dementsprechend selbst handlungs- und ent-
scheidungsfähig. Die erzieherische und betreuerische Ver-
antwortlichkeit der Adoptiveltern sei aber keineswegs
vollständig in den Hintergrund getreten, insbesondere da
der Adoptivsohn noch die Schule besuche. Die Intensität
der zwischenmenschlichen Beziehungen innerhalb der
durch die Adoption rechtlich zur Kernfamilie aufgewerte-
ten Gemeinschaft dürfte sich seit Eintritt der Volljährigkeit
des Adoptivsohnes nicht nennenswert gemindert haben
(VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 25.7.2002 - 13
S 673/02 -).
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